
Der Rüclcwe g rar Steuerehrlichkeit : Selbstanzeige als,,goldene Brücke"
Von NIICHÄEL IVENS

Hamburg
Geldvermögen, das nicht der

erforderlichen Besteuerung un-
t p n ( n # p -  u r r r d p  n p F n r  h a n

landläufig Schu'arzgeld. Das
wird häufig von den Steuer-
pfl ichtigen d.irekt oder riber ei-
ne Offshore-Gesellschaft auf
Auslandskonten geparkt, die
anfallenden Kapitalerträge ver-
schu'eiqen sie dem deutschen
Fiskus iechtswidrig.

Daß es  s ich  h ie rbe i  um e in
gesellscha{tl iches Phänomen
ganz erheblichen Ausmaßes
handelt, ist nicht erst bekannt,
seitdem die Steuerfahndung
verschiedene Banken durchl
sucht hat. Diese Vorgänge und
nicht zuletzt der Fail Peter
Graf haben jedoch in Erinne-
rung gebracht, daß der Um-
gang mit Schwarzgeld kein Ka-
valiersdellkt ist: Wer vorsätz-
Iich seine Steuem verkitzt,
kam eine Freiheitsstrafe bis zu
zehn Jahren erhalten. Und die
Ermittlungsbehörden sind
ebenso wie die Gerichte ge-
neigt. von der Bestrafungsmög-
Itchl<eit Gebrauch zu machen.

Immer häufiger wird deshalb
dre Frage aufgeworfen, ob es für
den Schwarzgeldbesitzer einen
Weg gibt, der Bestrafung zu
entgehen. Die Antwod lautet

i e  -  d r r r c h  s ! l h s i r n ? a i o a

Paragraph 3?1 der Abgaben-
ordnung (AO) bietet die Chance,
einer bereits venvirkten Strafe
durch tätige Reue zu entgehen.
NIrt dieser Rückkehmöglichkeit
zur Steuerehrlichkeit wil l der
Gesetzpebpr  c inen Anrp iz  oe-
ben. bislang verborgene Steuer-
quellen offenzulegen. Dement-
snrech"nd dpnudt  Ps  n jch '  a l -
lein die Tat anzuzeigen.

Erforderl. ich lst vielmehr, daß
der  S teuerp fJ . i ch t rge  d ie  no t -
u'endi gen Angaben nacherklärc:
\! 'aren dle Angaben bislang un-
richtrg, so müssen sie berlchtlgt
u'erden. ltrhren sie unvoll.stän-
dig, so ist deren Ergänzung not-
rvendig. lVenn der Steuerpfl ich-
t r s e  p r h " h ' r n h c  A n s r h p r  h : s h e r
un:er lassen ha t .  müssen s le
n r r h u e h n l t  u ' p r d r n

\\:er hien'on betroffen ist.
s n l ' t e  m '  d p r  E r s l a ' l ' r n g  d y r
S o l h c t a n z o i o o  n r n h r , , n n Ä t- . - .  - . r g
lang rvafien. Denn der Gesetz-
o F h F r  s c t s ' , p l '  d  e  S t r r r t r p t h e t t

aus. u'em dem Betroffenen be-
reits die Einleituns des Straf-
oder BußgeldverfaÄrens wegen
der Tat bekanntgegeben rurde
oder wenn ein Betriebsprüfer
zur steuerlichen Prüfuns oder
ein Steuerfahnder zur E-rmitt-
luns eines Steuerdeliktes beim
Betioffenen erschienen ist.

Allerdings beschränkt sich
der UmIang dieser Sper*,ir-
kung aul den Ge-
genstand des
Verfahrens. Soll
im Gewerbebe-
trieb des Steuer-
pfl ichtigen eine
gewöhnJiche
steuerliche
Außenprüfung
1'Orgenommen
u'erden, so bleibt
es diesem unbe-
nommen, wegen
seines privaten
Schwarzgeldes
eine Selbstanzei-
ge vorzunehmen.

Nicht zu ver-
gessen ist aber,
daß die Straffrei-
heit der Selbst-
anzeige auch
dann versagt
u'ird. wenn die
Tat bereits ganz
oder teilü'eise
entdeckt war, als
c i p  h p o e n o c n

n'urde. Gleiches
gilt, wenn der
Täter dies wußte
oder damit rech-
nen mußte.

Es ist darauf
hinzurveisen, daß
der Betroffene
den Stein einer
nicht mehr ab-
u'endbaren
Strafverfolgung erst ins Rollen
h " i - o p .  L q n n  u p - r  c r  r t o n

R c l . i r d p -  F i n a  n i . h .  n r d r . r n o g -

gemäße Se lbs tanze ige  zu le r te t .
T ) : s  i s r  " : r m  R p i r n r p l  d p -  n , L l .
ü'enn er lediglich fomulien:
..Die Einkommensteuerer-
k lä rung 1990 is t  fa lsch . '  Oder :
. . l ch  habe se i t  198;  Z in -se in -
künite erzielt, dLe nicht erfaBt
s t n d . '

Die Selbstanzeige muß viel-
m F h -  k o n k r o . p  Z ; h  p - a - o 1 h F n

entha l ten  u ld  so  fo rnu l ren
se ln .  daß das  FLnanzarn :  d re

richtisen Steuerbescheide ferti-
gen kärLn. Bei der Legalisierung
'"'on Schuarzgeld mülsen daher
die erzielten Kapitalerträge und
der Betrag des Schlvarzgeldes
(Konten, Wertpapierdepots) an-
gegeben werden, damit das Fi-
nanzamt neben der Einkom-
mensteuer auch die VemöAen-
steuer ordnuagsgemäß fesiset-
zen kam.

Die Niederlossung der Dresdne. Bonk in Luremburg - ouch sie wurde kürzlich durchsucht
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Wer den Fiskus vorsätzlich betrüst. muß mit bis zu zehn Jahren Freiheitsentzus rechnen - Doch eine Bestrafune läßt sich vermeiden

Ist das Schwarzgeld dem Fi-
nanzamt vieie Jahre lang ver-
schrviegen worden, so stellt sich
ciie Frage, fr-ir u'eichen Zeitraum
die  Nacherk lä rung er fo lqen
muß.  damr t  der  

-  
Bet ro f f ine

straffrei bleibt. Eine Selbstan-
z p i q e  i c t  s e  h s l l e r s t ä n d l  c h  f u r
so lche Jahre  en tbehrhch.  fü r  d re
bereits eine \-erjährung der
Strafverfolgung - nach irinf
Jahren lau t  Paragraph ?8  des
Strafgesetzbuches-- eingetreten
LSt .

B is  vor  kurzen rvar  man der

Einkünfte und tr'ermögen ge-
genüber dem Finanzamt konekt
erkläre.

Dem ist der Bundesgerichts-
hof inzwischen entgegengetre-
ten: \4'er Schwarzgeld ver-
schweigt, sagt der BGH. muß
s ich  regeLmäßrg  jodes  Jahr  neu
e: tscherden.  ob  er  s ich  ehr l rch
verhaLten rvil i . Bieibt er unehr-' ' c l ^  

s , r  I i e o t  i p d e .  , l a h r  e i n e  e r -
genständige Tat vor deren straf-
rechtl iche ! 'erfolgba:keit fünf
Jahre  nach Bekanntgabe des  da-
zu erqangenen Sieuerbescheldes

Ansicht, daß il derartigen Fäl-
len vor der Selbstanzeige noch
keine Verjährung einletreten
sein könne. Das Argument:
Wenn iemand über Jahre hin-
weg Söhwarzgeld verschweige,
liege unter dem Gesichtspunkt
des sogenannten Fortsetzungs-
zusammenhanges erne elürge
Tat vor. die erst dam beendet
werde, wenn der Betroffene

verjähft.
Hat der Betroffene zum Ber-

spiel ein seit 20 Jahren beste-
hendes Wertpapierdepot über
eine lvlillion Mark verschwiegen
und liegen die Einkommenstiu-
erbesch-eide bis einschließlich
1993 vor. so kann er sich daraul
beschränken, die Einkomrnen-
steuer-Nacherklärunsen für die
Veranlagungszeitr:iuie 1989 bis

1993 vorzuneh-
men - vorausge-
setzt, die Steuer-
bescheide Iür die
Veranl.agungs-
zeiträume vor
1989 sind nicht
ebenfalls erst in
dem Fünf-Jah-
res-Zeitraum vor
F r c t , t t u h d  d a r

Selbstanzeige er-
gangen. .  

.  Wenn
oem so lst, mus-
sen auch für die-
se !tranlagungs-
zeiträume Nach-
erklärungen vor-
genomen wet-
den.

daß die straf-
rechtl iche Verfol-
gungsverjährung
nach fünf Jahren
a in f r i t t  d r r f
nicht darüber
hinweqtäuschen,
daß hinterzogene
Steuern gleich-
uoh.l zurücklie-
o e n r ]  f r r r  p i n e n

.  T a i r r t : t m

-U zehn Jahren fest-
ä gesetzt werden
ft können. Die so-
ö  o p n a n n l p  F a c t -

se!zungsver-
jährung für hin-

te rzogene S ler rem het räo t
gemäß Paragraph 169 AO zehn
Jahre.

II it anderen \tr:orten; Für die
StraSreiheit sind fLinf Jahre
nachzuerklären. Das Finanzamt
kann aber zehn zunickliegende
Jahre ,.aufrollen" und den Be-
troffenen dafür zur Kasse bitten

F m n f o h l o n c r l a n  , < i  o <  . l a LL t | P r s l f

halb, clie Selbstanzeige neutral
abzufassen und nicht als solche
zu bezeichnen. Auch so11te jede
( a l h c t l ' - ' i . L r i r , , - -  . . " - ' ^ A ^J f l J : r . / F - . ! . . . . 6  , r ' d  ! c r  I i . r u r n

rverclen Dann nimmt man sich

nichr die Chance. das Finanz-
amt davon zu überzeugen, daß
keine Steuerhinterziehüns vor-
liegt - zum Beispiel inderi man
Umstände vorbnngt. die gegen
den erforderlichen Hintezie-
hungsvorsatz sprechen. In die-
sem Zusammenhans kann es filr
den Betroffenen von Vorteil
sein. daß oft unklare Vorsteüun-
gen darüber bestehen, wann bei
den einzeLren Formen von Ka-
pitalvermögen steuerpfl ichtige
Einkihfte vorliesen.

Schließlich ist-zu berücksich-
tigen, da8 die Steuertreiheit der
Selbstanzeige gemäß Paragraph
3?1 AO nur eintritt, wenn der
Betroffene die Steuern, die auf
die nacherklärten Einki.irfte
und Vermdgenswerte entfallen,
imerhalb einer bestimten
Frist auch tatsächlich nachent-
richtet.

Wer hierzu nicht in der LaAe
ist, befindet sich rn einem D-i-
lema: Für die Vergangenheit
kam er sich keine Straffreiheit
,,erkaufen". Und wenn er das
Kapitalvermögen und dessen
Enräge künftig in seine Steuer-
erkJaruag au-fnimrnt, läuft er
Gefahr. daß die Steuerdelikte
der Vergangenheit entdeckt
werden. Meist ist der Inhaber
von Schwarzgeld aber i.n der
Lage, die zu entrichtenden
Steuern zu besleichen.

In der Praxis verhäit es sich
so. daß das zuständige Finanz-
amt. bei dem auch die Selbstan-
zeige eingereicht werden muß -
nicht bei der Staatsanwalt-
schaftl -. aufgrund der Nacher-
kldrung entsprechende Steuer-
bescheide fertist. Die darin aus-
qerviesene Stzuer ist binnen
)IonatsJrist zo beeieichen.
Komt der Betroffenä dieser
Frist nicht nach, so wird die
Angelegenheit an die Bußgeld-
und St ra fsachenste l le  abgege-
ben D:ese setzt dann eine fcim-
liche Zahlunssfrist. dle nur sie-
ben Tage betragen kam, wenn
sich der Betroffene darauf eil-
stellen konnte.

ksqesamt  bre te t  d ie  Se lbs tan-
zergp ernen \ \ee  s r ra f f re i  in  d ie
Steuerehrlichkeir zunickzukeh-
ren. Jeder Betroffene sollte diese
,.goldene Brücke' gehen, solan-
ge sie ihm nicht versperrt ist.

Mrchoel lvens rs P<htsonwoll in
Ho m bur9


